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NEUES ZUR KONKURRENZKLAUSEL 
 
Am 17.3.2006 bzw 18.3.2006 sind die in der Öffentlichkeit viel diskutier-
ten neuen Regelungen zur Konkurrenzklausel in Kraft getreten (BGBl I 
2006/35 und 36). Neu ist insbesondere die Entgeltgrenze für die Wirk-
samkeit einer Konkurrenzklausel und die Schaffung einer Konkurrenzklau-
selregelung für Arbeiter.  

Eine Konkurrenzklausel beschränkt einen 
Arbeitnehmer für die Zeit nach Beendi-
gung seines Arbeitsverhältnisses in seiner 
Erwerbstätigkeit. Sie ist nur insoweit wirk-
sam, als der Arbeitnehmer bei Abschluss 
der Vereinbarung nicht minderjährig ist, 
sich die Beschränkung auf die Tätigkeit in 
dem Geschäftszweig des Arbeitgebers be-
zieht und den Zeitraum eines Jahres nicht 
übersteigt und der Arbeitnehmer in seinem 
beruflichen Fortkommen nicht unbillig er-
schwert wird. Dies galt schon bislang für 
Angestellte nach § 36 Angestelltengesetz 
(AngG) und nach der Rechtsprechung ana-
l o g  f ü r  A r b e i t e r .  D u r c h 
§  2 c  A r b e i t s v e r t r a g s r e c h t s -
Anpassungsgesetz (AVRAG) wurde nun-
mehr für Arbeiter eine den §§ 36ff AngG 
nachgebildete eigene gesetzliche Konkur-
renzklauselregelung geschaffen.  
 
Bisher konnten Konkurrenzklauseln unab-
hängig von der Einkommenssituation des 
Arbeitnehmers vereinbart werden. Dies 

führte in der Praxis dazu, dass Konkurrenz-
klauseln standardmäßig auch mit oft weni-
ger gut ausgebildeten Arbeitnehmern mit 
niedrigem Einkommen vereinbart wurden, 
was häufig eine (auch finanziell) spürbare 
unverhältnismäßige Beeinträchtigung der 
beruflichen Mobilität dieser Arbeitnehmer 
bewirkte.  
 
Nunmehr hat der Gesetzgeber für die Zu-
lässigkeit der Vereinbarung einer Konkur-
renzklausel eine Entgeltgrenze festge-
setzt. Für die Wirksamkeit von Konkurrenz-
klauseln, die nun vereinbart werden, ist 
zusätzlich zu dem oben Gesagten Voraus-
setzung, dass das Bruttoentgelt des letzten 
Beschäftigungsmonats das 17-Fache der 
täglichen Höchstbeitragsgrundlage 
nach § 45 ASVG übersteigt (Stand 2006: 
EUR 125,-- x 17 = EUR 2.125,--). Das Ge-
setz lässt offen, ob in die Berechnung des 
Entgelts alle Leistungen einzubeziehen 
sind, die dem Arbeitnehmer für die Zurver-
fügungstellung seiner Arbeitskraft gewährt 
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werden, wie etwa Überstundenentgelte, 
Weihnachts- und Urlaubsgeld, Zulagen o-
der Prämien, oder nur das Grundgehalt he-
ranzuziehen ist. Manche Autoren gehen 
von einem derartig weiten, arbeitsrechtli-
chen Entgeltbegriff aus, während andere 
auf den sozialversicherungsrechtlichen Ent-
geltbegriff abstellen, wonach Sonderzah-
lungen (nicht aber auch Sachbezüge oder 
Entgelt für Mehr- und Überstunden) außer 
Betracht zu bleiben haben. Jedenfalls nicht 
einzubeziehen sind hingegen Beendigungs-
ansprüche, wie etwa Abfertigung, Kündi-
gungsentschädigung oder Urlaubsersatz-
leistung. Entscheidend soll das zuletzt be-
zogene Entgelt sein, nicht aber jenes im 
Zeitpunkt der Vereinbarung der Konkur-
renzklausel: Ist das Bruttomonatsentgelt 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses geringer als EUR 2.125,--, ist 
die Konkurrenzklausel absolut unwirk-
sam. Unklar ist aber, ob bei Berechnung 
des letzten Monatsverdienstes im Falle von 
Entgeltschwankungen (zB aufgrund unter-
schiedlicher Überstundenleistungen oder 
verschieden hoher Provisionszahlungen) 
auf einen Durchschnittsverdienst - etwa 
der letzten zwölf Monate - abzustellen ist.  
 
Wie schon bisher hängt die Geltendma-
chung der Konkurrenzklausel von der Art 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
ab. Hat der Arbeitgeber nämlich durch sein 
schuldhaftes Verhalten Anlass zum vorzei-
tigen Austritt oder zur Kündigung durch 
den Arbeitnehmer gegeben oder löst der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis selbst 
auf, ohne dass der Arbeitnehmer ein 

schuldhaftes Verhalten gesetzt hätte, kann 
sich der Arbeitgeber nicht auf die Konkur-
renzklausel berufen, es sei denn, das Ent-
gelt wird für die Dauer der vereinbarten 
Beschränkung fortgezahlt.  
 
Wird eine Konventionalstrafe, also ein 
pauschalierter Schadenersatz, für den Fall 
des Zuwiderhandelns gegen die Konkur-
renzklausel vereinbart, so kann der Arbeit-
geber bei Verstoß des Arbeitnehmers ge-
gen die Konkurrenzklausel grundsätzlich 
nur die Konventionalstrafe fordern, nicht 
aber die Unterlassung der konkurrierenden 
Tätigkeit verlangen. Ein über die Konventi-
onalstrafe hinausgehender Schaden kann 
nicht geltend gemacht werden. Die Kon-
ventionalstrafe kann auf Verlangen des Ar-
beitnehmers durch das Gericht nach Billig-
keit ermäßigt werden.  
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Wieder einmal können wir 
auf hervorragende Leis-
tungen des juristischen 
Nachwuchses stolz sein: 
U n s e r  K o n z i p i e n t 
Ing. Mag. Bern-hard 
Wieczorek, LL.M. hat im 
April 2006 die Rechtsan-
waltsprüfung mit Aus-
zeichnung absolviert. 
Unter Zugrundelegung der 

Prüfungsergebnisse aus dem Sprengel des 
Oberlandesgerichtes Wien im Jahr 2005 wäre 
er damit einer der 18 besten von insgesamt 
222 zur Rechtsanwaltsprüfung angetretenen 
Kandidaten.  
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